
Aktenzeichen:

2_3g_;;2155 I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet In Sachen

am 20° März 1959
o o o e o o o o o . ' 0 u 0 0 . . 0 . 0 O . .

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

o o o o o . o c o 0 ' . o | . 0 I l " 0 I l 0 :,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 20. März 1959, an
der mitgewirkt haben '

Senatspräsident Prof° Dr° B o g 5
als Vorsitzender,

die Bundesrichter R 1.0 h t e r

und Dr° S o h r a f t

sowie die Bundessozialrichter G ü n t h e r

und Dr° v° T ü m p 1 i n g

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das am 25„

Januar 1956 verkündete Urteil des Landessozial-

gerichts Nordrhein—Westfalen wird zurückgewie—

' 88110

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statten°

Von Rechts wegen°
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Die im Jahre 1887 ge
bei der Beklagten di

unstreitig seit dem

Beitragsleistung wur

borene Klägerin beantragte am 1. Juni 1950

e Gewährung der Invalidenrente° Sie ist

l° Juni 1950 invalideo Zum Nachweis der

den die Aufrechnungsbescheinigungen Nr°

l, 3 bis 12 und 14 sowie die Quittungskarten Nr„ 14 und 15

vorgelegt„ Die am 19
karte Nr° 14 enthält

„ November 1925 ausgestellte Quittungs—

26 Beitragsmarken der Klasse II für 1949

sowie zwei (zu Prüangszwecken abgelöste) Beitragsmarken der
Klasse III mit den E

1925„ Die beklagte La

gegen die ordnungsmä
marken und ließ die

durch ihren Kontroll

die Quittungskarte N

alten Akten und Gege

funden; die beiden M

sem Zeitpunkt in der

nachträglich in die”
seien jedoch noch ni

Auffinden der Karte

Christine Schluer na

Anwartschaft aus die

die Marken durch die

Beklagte lehnte mit

trag ab: Der Versich

Die Anwartschaft aus

Beiträgen sei erlosc

l° Januar 1924 bis 3

habe° Die in der Qui

Beitragsmarken der K

und daher rechtsunwi

durch Halbdeckung er

ntwertungsdaten 150 Mai 1925 und 25° Mai

ndesversicherungsanstalt hatte Bedenken

ßige Verwendung dieser beiden Beitrags—
Klägerin nach Stellung des Rentenantrage.

beamten vernehmen° Diese gab an, sie habe

r° 14 im Januar oder Februar 1950 unter

nständen ihres Schwiegersohnes wiederge—

arken der Klasse III hätten sich zu die—

Quittungskarte befunden, sie seien nicht

Karte geklebt werden° Die beiden Marken

cht entwertet gewesen. Erst nach dem

habe ihre inzwischen verstorbene Schwester
ch Erkundigung beim Amt Thülen, ob die

ser Versicherung wiederherzustellen sei,

oben angegebenen Daten entwertet° Die
Bescheid vom 17° Juli 1953 den Rentenan—
erungsfell sei im Juni 1950 eingetreten.

den vor dem 1. Januar 1924 entrichteten

hen, weil die Klägerin in der Zeit vom
D„ November 1948 keine Beiträge entrichtet

ttungskarte Nro_l4 enthaltenen zwei

lasse III seien ungesetzlich verwendet

rksam° Die Anwartschaft sei auch nicht
halten°
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Die von der Klägerin beim Oberversicherungsamt eingelegte

Berufung ging als Klage auf das Sozialgericht über° Dieses

verurteilte die Beklagte am 27° September 1954 zur Gewährung

der Rente vom l° Juli 1950 an mit der Begründung, die bean—

standeten zwei Beitragsmarken seien rechtswirksam entrich—

tet, der Nachweis einer Doppelverwendung sei nicht erbracht°

Zur Begründung der gegen dieses Urteil rechtzeitig eingeleg—

ten Berufung trug die Beklagte im wesentlichen folgendes vor:

Gegen die rechtswirksame Entrichtung der in der Quittungskar—
te

Nr° 14 enthaltenen zwei Beitragsmarken der Klasse III be—

stünden erhebliche Bedenken° Die Marken seien, wie sich aus

einem Gutachten des von ihr gehörten Gerichtschemikers Dr°

Dxxxxxxxxergebe‚ erst nachträglich mit fremden Leim in die

Karte eingeklebt werden° Gegen die rechtsgültige Verwendung

.spreche‚ daß es sich bei den beanstandeten Marken um solche

der Klasse III handele9 während die Klägerin für ihre frei-

willige Weiterversicherung nur Marken der Beitragsklasse I

hätte zu kleben brauchen° Auffällig sei auch, daß die Kläge—

rin die Aufrechnungsbescheinigung für die Quittungskarte Nr°

15, die über ihre freiwillige Weiterversicherung seit dem

l° Januar 1924 hätte Aufschluß geben können, nicht vorgelegt

habe° Die Klägerin müsse deshalb die rechtsgültige Verwendung
der beiden Marken "glaubhaft" machen, was sie jedoch nicht

tun könne° Das Landessozialgericht hat über die Frage, ob und

unter welchen Umständen die Quittungskarte Nr„ 14 aufgefunden
werden ist? Beweis erhoben durch Vernehmung der Tochter und

des Schwiegersohnes der Klägerin° Auf Grund der mündlichen

Verhandlung vom 18° Januar 1956 wies das Landessozialgericht die
Berufung durch ein am 25„ Januar 1956 verkündetes Urteil zu—
rück; Für die Entscheidung komme es ausschließlich darauf an,
ob die von der Beklagten beanstandeten zwei Beitragsmarken

der Klasse III in der Quittungskarte är„ 14 rechtswirksam
entrichtet seien° Bei rechtswirksamer Entrichtung sei die An-

wartschaft aus allen von der Klägerin entrichteten Beitragsmar—

ken bis zum Eintritt des Versicherungsfalles erhalten und auch

die Wartezeit erfüllt° Bei Beurteilung der beanstandeten Mare

ken sei zunächst zu berücksichtigen, daß sich diese in einer
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am 19° November 192 ausgestellten, aber erst am 7. Februar

1950 aufgerechneten Quittungskarte (Nr" 14) befänden - bzw.

vor ihrer Ablösung nläßlich ihrer Prüfung befunden hätten°

Ferner sei zu beach en, daß die Marken nicht im Jahre 1925,

sondern erst im Jah e 1950 entwertet worden seien° Die ver—
spätete Entwertung er Marken habe grundsätzlich keinen Eine

fluß auf die Rechtszirksamkeit der Entrichtung° Nach 5 1413
der ReichsverSicher gs0rdnung (RVG) a„F. würden die Beiträ—

ge durch Einkleben on Marken in die Quittungskarte des Ver—
sicherten entrichte

ebenfalls im Gesetz

sei auch jeweils fü

für den die Beitrag

„ Die Entwertung der Marken sei zwar

vorgesehen (gs 1414, 1431, 1439 RVG), sie
den Zeitpunkt bzw° Zeitraum vorzunehmen,

marken gelten sollten° Die Entrichtung

e des @1413 BVG und des 5 4 Abs° 2 des
Anpassungsgesetzes (SVAG) sei aber auch

schon mit dem Einkleben der marken wirk—

e Quittungskarte Nr„ 14 im Jahre 1925 aus—

der Beiträge im Si

Sozialversicherungs

ohne die Entwertung

sam geworden° Daß d

gestellt und erst 1

Wirksamkeit der Bei

nach 5 1420 RVO (a°
nach dem Tage der A
Die Wirksamkeit der

V50 aufgerechnet werden sei, sei für die
räge ebenfalls unerheblich, Zwar solle

°) die Quittungskarte binnen drei Jahren

sstellung zum Umtausch eingereicht werden.

Beitragsentrichtung werde aber durch eine

rschrift nicht berührt, 5 1420 EVO habe

bis Zu seiner Streichung durch Art° 17

Verletzung dieser V

früher allerdings —
Abs„ 5 der Ersten V

17° März 1945 — ein
‘der Versäumung der

hätte beweisen müss

reinfachungsverordnung (Vereian0) vom
n weiteren Satz enthalten, wonach im Falle

mtauschfrist im Streitfall der Versicherte

n, daß die Anwartschaft erhalten ist. Da „
diese Vorschrift au gehoben sei, habe der verspätete Umtausch

der Karte nicht ohn weiteres zur Folge, daß die Klägerin

nunmehr den Nachwei der wirksamen Markenéntrichtung erbringen

müsse° Eine solche 'Beweislast" könne angesichts der ausdrück—
5 1420 Satz 2 RVG auch nicht aus anderen
hergeleitet werden. Vielmehr sei die

lichen Aufhebung de
Vorschriften der RV

Frage, ob eine wirk ame Beitragsentrichtung vorliege, nach

den allgemeinen Gru dsätzen der Beweisführung im sozialgericht—

lichen Verfahren zu beurteilen. Die Frage, welche Beweisanfor—
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derungen im Einzelfall zu stellen seien, könne nur nach den

besonderen Umständen des Falles entschieden werden° Es sei

davon auszugehen, daß die Klägerin eine am 19° November 1925

ausgestellte_Quittungskarte vorgelegt habe, in der sich zwei

zu jener Zeit gültige Beitragsmarken der Klasse III befunden

hätten° Damit sei zunächst eine wirksame Entrichtung der bei—

den Marken dargetan, da es eine Überspannung der Beweisenforé«r

derung bedeuten würde, in einem derartigen Falle grundsätzlich

noch einen konkreten Beweis dafür zu fordern, daß die Marken

auch tatsächlich im Jahre 1925 in die Karte eingeklebt werden

seien° Eine solche Beweisanforderung würde angesichts der in—

zwischen verflossenen Zeit von dem Versicherten praktisch Un—

mögliches_verlangen„ Die Annahme einer wirksamen Beitragsent—

richtung könne allerdings durch besondere Umstände erschüttert

oder widerlegt werden° Die von der Beklagten vorgebrachten Um—

stände seien aber nicht geeignet, die Wirksamkeit der Beitrags—

entrichtung entscheidend in Frage zu stellen° Die Tatsache,

daß der Sachverständige an den fraglichen Marken fremde Leim—

teile festgestellt habe, spreche nicht ohne weiteres gegen die

gesetzliche Verwendung der Marken° Es bestehe durchaus die Mög—

lichkeit, daß die Marken schon 1925, um ein dauerhaftes Kleben

zu gewährleisten, mit einem zusätzlichen Klebstoff befestigt

worden seien, was nicht ohne weiteres ungewöhnlich erscheine°

Es sei auch möglich, daß die Marken vor dem Einkleben infolge
unsachgemäßer Aufbewahrung ihre Klebfähigkeit zum Teil verlo—

ren hätten° Diese Möglichkeiten müßten in Rechnung gestellt
werden, wenn auch keine konkreten Anhaltspunkte dafür gegeben

seien und wenn auch die Klägerin eine bestimmte Erklärung, wie

es zu der Verwendung des fremden Klebstoffe gekommen sei, nicht

gegeben habe° Angesichts der Länge der verflcssenen Zeit sei
es nicht nur erklärlich, daß die Klägerin ins weit keine genau—

en Angaben mehr machen könne, im Gegenteil müßte es beim Fehlen

ganz besonderer Umstände bedenklich erscheinen, wenn ein Ver—

sicherter nach nahezu 30 Jahren noch in der Lage wäre, genaue
Angaben zu machen, weshalb er beim Einkleben von zwei bestimmw

ten, zur Zeit des Einklebens nicht sonderlich bedeutsamen Bei-

tragsmarken fremden Klebstoff verwendet habe° Deshalb müßten

_ 6 _
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noch andere wesentlic

der Verwendung des fr

Markenentrichtung sch

jedoch nicht vorhande

suchung der Marken ni

mal an anderer Stelle

ständige habe in sein

er nach Ablösung der

weder Beschädigungen

habe° Die Beklagte kö

rufen, daß die streit
“hörten, während für d

Klasse I ausger9i0ht

wöhnlich sein, daß ei

als erforderlich entr

nicht ausgeschlossen,

zelner Marken aus bee

tisch werden, Überdie

‘Quittungskarte Nr, 15
solche Marken hätten

Karten befunden° Nach

nungsbescheinigung üb
liege, was möglicherw

res erledigt hätte° I

diese Aufrechnungsbes

als widerlegt angeseh

Anhaltspunkt dafür, d

absichtlich beiseiteg
der Umstand, daß auch

Quittungskarte Nr, 2

ten Umständen nichts

Wiederverwendung der

für die Klägerin, daß

Quittungskarte für da

lasse den Schluß zu,

und Beitragsmarken ha

Marken seien auch im

_ 6 _

he Umstände hinzukommen, wenn man aus

emden Klebstoffe auf eine unrechtmäßige

ließen wollte° Solche Umstände seien

n; insbesondere habe die chemische Unter—

chts dafür ergeben, daß sie schon ein—

eingeklebt gewesen seien° Der Sachver—

em Gutachten ausdrücklich bemerkt, daß

Marken von der Karte unter den Weitzcichen
noch fremde Druckabfärbungen festgestellt

nne sich auch nicht mit Erfolg darauf be-

igen Beitragsmarken der Klasse III ange—
ie freiwillige Versicherung solche der

hätten° Zwar möge es im allgemeinen unge—

n freiwillig Versicherter höhere Beiträge

ichte, indes sei eine solche Möglichkeit

sie könne gerade bei der Entrichtung ein—

onderen Gründen sehr wohl einmal prak—

s stehe nicht fest, ob nicht auch die

Marken der Klasse III enthalten habe;

sich — als Pflichtmarken — auch in früherer

teilig sei zwar, daß gerade die Aufrech—

er die Quittungskarte Nr, 13 nicht vor—

eise den vorliegenden Streit ohne weite—

ndes könne die Behauptung der Klägerin,

cheinigung sei verlorengegangen, nicht

en werden. Jedenfalls fehle es an jedem

aß die Klägerin diese Bescheinigung etwa
eschafft habe° Hiergegen spreche ferner

die Aufrechnungsbescheinigung über die
fehle°

Ausschlaggebendes für eine unrechtmäßige

Venn sich aus den bisher erörter—

Marken ergebe, so spreche andererseits

sie sich noch am 19, November 1925 eine

3 Jahr 1925 habe ausstellen lassen, Dies

daß sie die Versicherung habe fortsetzen

be entrichten®ollen° Die verwendeten
Jahre 1925 gültig gewesen. Die Wahrschein—
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lichkeit, daß die Klägerin diese Marken etwa im Jahre 1949

erlangt und in die Karte eingeklebt habe, sei nur gering°

Wenn auch zu dieser Zeit die Möglichkeit bestanden haben

möge, auf illegalem Wege in den Besitz von entwerteten Bei—

tragsmarken früherer Jahrgänge zu gelangen, so erscheine

es doch sehr fraglich, ob es 1949 möglich gewesen sei, nicht

entwertete Marken eines so weit zurückliegenden Jahrgangs
zu

erhalten° Überdies fehle jeglicher Anhalt dafür, daß die Klä—

gerin in Beziehung zu Personen gestanden habe, die in der

Lage gewesen wären, solche'ßeitragsmarken zu beschaffen° Auch

die Möglichkeit, daß die beiden Marken aus der Quittungskarte

der Schwester der Klägerin, ChXXXXXXXXSChXXXXX‚stammten, schei—
de aus, weil diese bereits 1924 Rentenempfängerin gewesen sei

und deshalb für 1925 keine Beitragsmarken mehr entrichtet ha—
be° Für die Glaubwürdigkeit der Klägerin spreche, daß sie ihr

Vorbringen nicht geändert habe und daß sie von Anfang an zuge—

geben habe, daß die beiden streitigen Marken erst im Jahre

1950 zusammen mit den übrigen 26 Beitragsmarken der Klasse
II entwertet worden seien, während es im Falle einer unrecht—

mäßigen Wiederverwendung nahegelegen hätte zu versuchen, die
frühere Entrichtung der Marken durch die Behauptung zu bekräf—

tigen, sie seien auch schon damals entwertet worden, Daß die

Marken tatsächlich erst 1950 entwertet worden seien, werde

durch das Gutachten des Dr° DXäähä■hXeindeutig bestätigt,

Schließlich hätten auch der Schwiegersohn und die Tochter der

Klägerin die Angaben über das Auffinden der Quittungskarte

Nr° 14 im Jahre 1950 bestätigt" Zwar hätten die Aussagen der

Zeugen zunächst einige kleine Widersprüche enthalten° Diese

hätten sich jedoch nur auf Nebensächlichkeiten bezogen und sei—

en durch erneutes Befragen klargestellt worden. Es bestehe daher

kein Anlaß, die Glaubwürdigkeit der Zeugen in Zweifel zu ziehen,
zumal ihre Aussagen im wesentlichen übereinstimmten° Der Schwie—

gersohn habe mit Bestimmtheit ausgesagt, daß er die Quittungs—

karte Nr, 14 in dem seinen Sohwiegereltern gehörenden, aber in

seinem Schlafzimmer aufgestellten Waschtisch gefunden habe

und daß sich in der Karte auch zwei nicht entwertete grüne

Beitragsmarken befunden hätten; Die Tochter der Klägerin habe
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sich zwar nicht an de

ihr Ehemann habe ihr

karte sofort nach ihr

ten zudem auf ausdrüc

en nicht nachträglich

alledem zu der Überze

punkte für die Annahm

beanstandeten Beitrag

daß die Klägerin die

Das Landessozialgeric

Frage, welche Beweise

stellen sind, rechtsg

zur Begründung ihrer

vision macht die Bekl
des Berufungsgerichts

same Beitragsentricht

gemeinen Grundsätze @

Verfahren'anzuwenden‚

in der Fassung der Ex

auch dem 5 1445 Abso

Der Gesetzgeber habe

er jederzeit die bind

richteten Beiträge ve

träger nach Ablauf vc
Quittungskarte die re
nen Beiträge nicht mc
sicherungsträgers hat

daß die Quittungskari

zum Umtausch vorgeleg

gestellte Karte inne:

mutet, daß während de

rungsverhältnis beste

daß während der nicht

tag der Karte liegenc

pflicht hegründendes

r Suche der Quittungskarte beteiligt,

aber nach ihrer Aussage die Quittungs—

em Auffinden gezeigt° Beide Zeugen hät—

kliches Befragen erklärt, die Marken sei—

eingeklebt werden. Der Senat sei nach

ugung gelangt, daß hinreichende Anhalts—

e einer unrechtmäßigen Verwendung der

smarken nicht gegeben seien, sondern

Marken rechtswirksam entrichtet habe°

ht hat die Revision zugelassen, weil der

nforderungen in Fällen dieser Art zu

rundsätzliche Bedeutung zukomme°

frist— und formgerecht eingelegten Re—

agte'golgendes geltend: Die Auffassung

, bei Beurteilung der Frage, ob eine wirk—

ung stattgefunden habe, seien die all—

ler Beweisführung im sozialgerichtlichen

sei unrichtig° Sie nehme dem 5 1420 RVO
-sten Vereian0 vom 17° März 1945 wie

1 BVG (a°F„) praktisch jede Bedeutung°
zugunsten des Versicherten bestimmt, daß

[ende Feststellungher Gültigkeit der ent—
rrlangen könne und daß der Versicherungs—

n zehn Jahren seit Aufrechnung der

:chtsgültige Vérwendung der nachgewiese—

ahr anfechten könne. Zugunsten des Ver—

te der Geset Z geber dagegen bestimmt,

pen innerhalb einer bestimmten Frist

gt werden sollen. Werde eine riChtig aus—
‘halb der Frist umgetauscht, so werde ver—

!r belegten Beitragswochen ein Versiche—

tnden habe (% 1445 Abs„ 1 RVG (1.F.)) bzw„

‚ länger als ein Jahr vor dem Ausstellungs«

len Beschäftigungszeit ein die Versicherungs
Beschäftigungsverhältnis mit dem angege—
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benen Entgelt bestanden habe und die dafür zu entrichtenden Li.

Beiträge rechtzeitig geleistet seien (5 11 Abs, 1 der Durche
führungsverordnung —Durcth0 - vom 15,6‚l942 zur Zweiten

Lohnabzugsverordnung -LAV—)e Die Fassung dieser Vorschrif—

ten, insbesondere in Verbindung mit 5 1420 RVO 2° Satz (in

der vor Inkrafttreten der Vereian0 geltenden Fassung) und

—Q179 des Angestelltenversieherungsgesetzes (AVG) sprächen

dafür, daß der Gesetzgeber die Beweiskraft der Quittungs—

und Versicherungskarte in Abweichung von dem für den Zivil—

prozeß geltenden @ 415 der Zivilprozeßordnung (ZPO) habe re—
geln wollen° Diese Vorschriften müßten im Hinblick auf die

im sozialgerichtlichen Verfahren geltende Amtsmaxime dahin

ausgelegt werden, daß die Unmöglichkeit einer sicheren

Feststellung, sofern es sich um die in 5 1445 Abs° 1 Satz 1

RVG oder in 5 11 Abs, 1 Durcth0 zur Zweiten LAV genannten
Zeiten handele, dem Versicherungsträger und, sofern es sich

um andere Zeiten handele, dem Versicherten zum Nachteil ge—

reichten° Im einzelnen rügt die Beklagte, das Landessozial—

gericht habe keine Erhebungen darüber angestellt, ob die be—

anstandeten Beiträge innerhalb der vom Gesetzgeber vorgesehe—

nen Frist entrichtet werden seien° Es habe eine rechtswirksa—

me Entrichtung der beiden Marken als dargetan angesehen, ob—

gleich die Vermutung der Rechtswirksamkeit nur gelte, wenn

die Quittungskarten rechtzeitig zum Umtausch eingereicht sei—

en, Wenn auch die Verwendung eines zusätzlichen Klebstoffe

nicht ohne weiteres auf eine ungesetzliche Verwendung der

Marken schließen lasse, so hätte die Klägerin doch glaubhaft

machen müssen, warum in diesem Falle ein zusätzlicher Leim

verwendet werden sei, denn sie — die Beklagte - habe Beweis

dafür angetreten, daß die Marken dieser Serie gut gummiert

gewesen seien° Die Klägerin habe im übrigen nicht hinrei—

ehend dargetan, weshalb sie im Jahre 1925 nach der überstan—

denen Inflation Beiträge der Klasse III entrichtet habe, ob—

gleich solche der Klasse I ausgereicht hätten, und aus welchem

Grunde nach Entrichtung von zwei Beiträgen die weitere Ent—

richtung unterblieben sei, Da die Klägerin "nicht glaubhaft

gemacht" habe, daß die Beiträge rechtswirksam entrichtet seien,

..lo...JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


müsse ihr dies
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Klage abzuweisen‚ hi

gerichts nebst den i

stellungen aufzuhebe

Entscheidung an die

Die Klägerin beantra

das angefochtene Urt

Die vom Landessezial

Revision (5 162 Abs°

ist nicht begründet°

Wie das Berufungsger
Rentenanspruch‚ der

sieherungsfall'herge

ber 1956 geltenden R
terrentenversicherun

Bestehen des Anspruc

in der Zeit vom 1° J

nigstens einen wirks

SVAG); das würde zut
Nr„ 14 enthaltenen b
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Umtausch eingereicht

des 5 1420 EVO a.F.
den sich die Beklagt

des rechtzeitigen Um

weisen müsse, daß di

.— 10 —

achteil gereichen, zummal auf Grund der

werden müsse, daß die zur Aufrechter—
haft regelmäßig erforderlichen Beiträge

en seien. Die Beklagte beantragt, unter

le des Landessozialgeriehts vom 25° Janu—

algeriehts vom 27° September 1954 die

lfsweise, das Urteil des Landessezial—

hm zugrunde liegenden tatsächlichen Fest—

n und die Sache zuzneuer Verhandlung und
Vorinstanz zurückzuverweisen„

gt, die Revision zurückzuweisen° Sie hält
eil für zutreffend°

II°

gericht zugelassene und somit statthafte

1 Nr„ 2 des Sezialgerichtsgesetzes -SGG—)

icht zutreffend ausgeführt hat, ist der

aus einem im Juni 1950 eingetretenen Ver—
leitet wird, nach dem bis zum 51. Dezem—

echt zu
beurteilen (Art° 2 @ 5 des Arbei—

gs—Heuregelungsgesetzes - ArVNG —). Das
hs hängt daher davon ab, ob die Klägerin

anuar 1924 bis zum 50„ November 1948 we—

amen Beitrag entrichtet hat (5 4 Abs. 2
reffen, wenn die in der Quittungskarte

eiden Marken der Beitragsklasse III wirk-

n sind° Die Klägerin hat unstreitig die

»ausgestelltc Quittungskarte Nr. 14 nicht

ahren nach dem Tage der Ausstellung zum

und damit gegen die Ordnungsverschrift

verstoßen° 5 1420 Satz 2 RVO a.F.‚ auf

e beruft, schrieb vor, daß bei Versäumung

tauschs im Streitfall der Versicherte be—

e Anwartschaft erhalten sei. Nachdem @4
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Abs, 2 der Verordnung zur Durchführung der sozialversiche—

rungerechtlichen Vorschriften der Zweiten Verordnung über

die Vereinfachung des Lohnabzugs (Zweite LAV) vom 15° Juni

1942 (BGBl° I SO 403, berichtigt S0 448) die Umtauschfrist

für die Beitragsentrichtung nach der Zweiten LAV auf drei

Jahre verlängert hatte, wurde 5 1420 Satz 1 EVO durch Art,

17 Abs° 5 der Ersten Vereian0 vom 17° März 1945 (BGBl° I 8°

41 dahin geändert, daß das Wort "zwei" durch "drei" ersetzt

wurde, Zugleich wurde bestimmt, daß Satz 2 des 5 1420 RVO

a,F, wegfällt° Diese Vorschrift enthielt eine gesetzliche

Regelung über die Beweislast, Bei rechtzeitigem Umtausch

der Quittungskarte traf im Streitfall den Versicherungsträ—

ger die Beweislast dafür, daß die Anwartschaft nicht aufrecht—

erhalten war, während umgekehrt bei verspätetem Umtausch der

Versicherte beweisen mußte, daß die AnWartschaft erhalten_

ist (vgl„ EVA„ Erweiterter Senat, Nr° 981 inAN° 1902 S°

474)° Wie schon das RVA° in seiner Entscheidung Nr° 1627
(AN° 1912 S0 891) zutreffend ausgeführt hat, bedeutet Be—

weislast im Verfahren vor den Versicherungsbehörden nicht

eine Durchhrechung des Grundsatzes der Amtsermittlung, sie

hat nur zur Folge, daß die Unmöglichkeit einer sicheren Fest—

stellung demjenigen zum Nachteil gereicht, der die Beweislast

zu tragen hat, in der Regel — vorbehaltlich anderer gesetz—

licher Regelung — also demjenigen, dessen Anspruch von der

nicht feststellbaren Tatsache abhängt° Lassen sich die für

das Bestehen eines Anspruchs wesentlichen Tatsachen - hier

die wirksame Entrichtung der von der Beklagten beanstandeten

beiden Beitragsmarken — nach der Überzeugung des Gerichts
nicht feststellen, so ist der Anspruch als unbegründet abzu—

weisen° Insoweit gelten ebenso wie früher im Verfahren nach

der EVO auch in der Sozialgerichtsbarkeit die Grundsätze der

Beweislast in dem Sinne, daß die Folgen der Unmöglichkeit,

eine rechtserhebliche Tatsache festzustellen, derjenige Be—

teiligte zu tragen hat, der aus dieser Tatsache ein Recht

herleitet (vgl° BSG° Bd° 6 S, 70, hier 72 ff, mit Nachweisen;

BSG° vom 26,601958 in SozR° SGG @ 128 Bl, Da 11 Nr„ 31; Brack-

mann a„a°0„ Bd° I 8° 244 1 mit weiteren Eachweisen; Wolff

"Zur Beweislast im Sozialgerichtsverfahren" in Festschrift

für Bogs (1959)9 S° 585 fin),
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aoF° hat ein Versic}
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die Beweislast den }

Zweifel an der wirks
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gericht auf Grund de

dung des Rechtsstrei

dung von zwei noch r
hinreichend geklärt

daß"getroffen, °„„

rtmann, Komm°

»

Licht anderweit verwendeten Marken — als
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gericht zutreffend angenommen hat, kann

e Klägerin die beanstandeten Beitragsmar—

1925 ausgestellte Quittungskarte alsbald

ng eingeklebt hat, wegen des nicht recht—

er Quittungskarte Nr. 14 nicht schon durch

heinigung erbracht werden° Das Vorderge—

Grund der von ihm erhobenen Beweise die

, daß es sich trotz des nicht rechtzeitige;

ngskarte nicht um unrechtmäßignwiederver—
ordnungsmäßig während der Zeit ihrer Gül—
Markeh handelt° Diese Feststellung ver—

Beklagte meint, gegen die im sozialge—

n geltenden Beweisgrundsätze°

sich zu Unrecht auf die Vermutung des

ormalversicherung)° Denn diese das Be—
erungSverhältnisses betreffende Vermutung

e Marken einer richtig ausgestellten und

usch eingereichten Quittungskarte "erd—

" sind; hier ist aber gerade streitig, ob

t verwendete Marken unzulässigerweise in

ingeklebt werden sind° Die genannte Vor—

Lbrigen den Versicherten grundsätzlich

:eit, bei begründeten Zweifeln das Be—

erungsverhältnisses darzutun (vgl° Brack—
ozialversicherung, Stand 15.2.1959, Bd°

zum AVG 2. Aufl° S. 675 Anm°

Auch nach Wegfall des 5 1420 Satz 2 BVD
terter‚ der seine Quittungskarte nicht

eht hat, nach den allgemeinen Regeln über

achteil zu tragen, wenn nicht aufklärbare

amen Entriehtung der Beiträge bestehen

nden Streitfall hat aber das Landessozial-

r erhobenen Beweise den für die Entschei—

ts wesentlichen Sachverhalt - die Verwen—

angesehen und daraufhin die Feststellung
die Klägerin die Marken rechtswirksam
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entrichtet hat"° Wenn es dabei der Tatsache besondere Be—

deutung beigelegt hat, daß die Quittungskarte Nr„ 14, in

die die Marken eingeklebt waren, im Jahre 1925 ausgestellt

werden ist, und daß es sich bei den beanstandeten Marken um

solche handelt, die im Jahre 1925 gültig gewesen sind, so

bestehen hiergegen keine Bedenken° Das Landessozialgericht

konnte, ohne die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung

zu überschreiten, in entsprechender Anwendung der Grundsätze

des Beweisés des ersten Augenscheins (prima facie—Beweis) da—

von ausgehen, daß es sich bei Beitragsmarken, die für die

Verwendung im Jahre 1925 bestimmt waren und in eine im Jahre

1925 ausgestellte Quittungskarte eingeklebt werden sind, nicht

um schon einmal verwendete, also in betrügerischer Absicht

nachträglich wiederverwendete Marken gehandelt hat, sofern

nicht besondere Umstände vorlegen, die diesen ersten Anschein

entkräfteten° Wenn das Gericht auf Grund der von ihm angestelb

ten Ermittlungen » trotz der zugegebenermaßen erst 1950 erfolg—

ten Entwertung der Marken » die von der Beklagten vorgebrach—

ten Umstände nicht als geeignet angesehen hat, die Wirksamkeit

der Beitragsentriohtung entscheidend in Frage zu stellen, so

sind hiergegen nach den Grundsätzen über die freie Beweiswür—

digung (@ 128 SGG) keine Bedenken zu erheben° Das Berufungsge—
richt brauchte insbesondere der Tatsache, daß sich an den be—

anstandeten Marken fremde Leimteile befinden, keine für die

Klägerin nachteilige Bedeutung beizulegen, da die chemische

Untersuchung der Marken nach dem vom Landessozialgericht ver—
werteten Sachveretändigengutachten nichts dafür ergeben hatte,

daß die Marken schon einmal an anderer Stelle eingeklebt wa—

ren° Wenn das Landessozialgericht aus dem Fehlen der Aufrech—

nungsbescheinigung der Quittungskarte Nr° 13 und aus der Tat—

sache, daß es sich bei den beanstandeten Marken um solche der

Beitragsklasse 111 handelt, währendfür die freiwillige Ver—
sicherung Marken der Klasse I ausgereicht hätten, mangels hin—

reichender Anhaltspunkte keinen für die Klägerin nachteiligen

Schluß gezogen hat, so lassen die von ihm dafür angegebenen Gründe

eine Überschreitung der Grenzen des Rechts der freien richter-

lichen Beweiswürdigung (@ 128 SGG) nicht erkennen° Das Landes—
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im Hinblickaauf die von ihm als glaub—

ekundungen der von ihm gehörten beiden

twürdigung des Sachverhalts auch als ent—

aß sich das Vorbringen der Klägerin im,

its nicht geändert hat und daß ihre

tandeten Marken seien erst im Jahre 1950

igen 26 Beitragsmarken der Klasse II ent-
hre Glaubwürdigkeit spricht° Das Landes—

hiernach, ohne gegen die im sozialgerieht—

tenden Beweisgrundsätze zu verstoßen und

er Amtsermittlungspflicht (@ 103 SGG) zu
,ngen, daß es sich bei den von der Beklag—

rken nicht um unrechtmäßig wiederverwen—

Hat aber das Landessozialgericht diese

'und — wie sich insbesondere aus den AuSe

r Urteilsgründe ergibt — eine entsprechen—

stellung getroffen, so ist die Rüge der Ref

zialgericht habe die Beweislast verkannt,>

e Grundsätze über die Beweislast finden

es dem Gericht nicht möglich war, zu tat—

ungen über die Anspruchsvoraussetzungen zu

‘Daß die beanstandeten Marken, die im Jahre 1925 gültig gewe—

sen sind, erst im Ja

Landessozialgericht

hre 1950 entwertet wurden, steht — wie das

zutreffend angenommen hat — der Wirksam—

keit der Beitragsentrichtung nicht entgegen. Die Beiträge

wurden durch dgs_ßin klebgn der Marken in die Quittungskarte

des Versicherten ent

@1431 Satz 1 RVG a‚

richtet (@ 1413 nvo a.F.).
F„ vor, daß die Marken entwertet werden

Zwar schreibt

müssen° Die Entwertung der Marken hat aber auf den Zeitpunkt
der Entrichtung der Beiträge, der sich allein nach 5 1413
RVG aaF° bestimmt, keinen Einfluß„ Der Beitrag ist freilich

erst mit der Entwert
(vgl„ Brackmann, a.a
der Entwertung kann

Folgen haben (vgl" 5

aber auf die Wirksamkeit der Beitragsentrichtung ohne Einfluß

ung der Marken vorsehriftsmäßig verwendet

‚O., Bd. 3 S. 650 c); die Unterlassung

auch für den Versicherten nachteilige
@ 1439, 1445 Abs. 1 BVD a.F.)‚ sie ist

(
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(ebenso RVO—«Mitgläomm° 1930 © 1431 Anm° 1 unter Hinweis auf.

die zu 5 1497 RVO a„F„ ergangene Entscheidung des Reichsge—

richte in Strafsachen Bda 40 S° 335; Dersch, Grundriß der

gesetzlichen Rentenversicherung, S° 239 Abschn° XI Nr° 2)°

Die Revision der Beklagten ist daher als unbegründet zurück—
zuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwen—

dung des 5 195 SGG„
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